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 Bebauungsplan Nr. 69

»Clevische Straße«
5. Änderung

M. 1:500

N

Übersicht (ABK NRW)

Schlussfassung

Stand: 21.05.2025

Stadt Soest

Artenschutz
Um (unbeabsichtigte) Verletzungen oder Tötungen von Fledermäusen und gebäudenutzenden Vögeln mit 
hinreichender Sicherheit ausschließen zu können, werden Abrissarbeiten im Zeitraum von Anfang Oktober 
bis Anfang März bei Temperaturen von über 10 °C empfohlen. Der beste Zeitpunkt für den Abbruch liegt im 
Herbst.

Kann ein Abriss im Winterhalbjahr aus Gründen des weiteren Projektablaufs nicht bei Temperaturen über 10 
°C erfolgen, muss bei den Abbrucharbeiten auf versteckte Fledermausquartiere und Individuen geachtet werden. 
Dabei sind folgende Punkte zu beachten:
• Information der beteiligten Unternehmen, Arbeiter und der zuständigen Mitarbeiter des Auftraggebers  über die 
Thematik des Artenschutzes und Einweisung in die zu beachtende Vorgehensweise
• vorsichtiges Öffnen (Handabbruch) von bisher nicht einsehbaren Hohlräumen in den Dach- und       
Fassadenbereichen vor dem weiteren Abbruch der Gebäude,
• sofortiger Abrissstopp im Falle des Fundes von Fledermäusen während der Abrissarbeiten;   
Information eines Sachverständigen und ggf. Bergung, Pflege sowie Auswilderung der Tiere durch    
diesen sowie Abstimmung des weiteren Vorgehens mit der Unteren Naturschutzbehörde. 

Ein Abriss in den Frühjahrs- und Sommermonaten ist nur möglich, wenn die Gebäude vorab durch einen 
ökologischen Fachgutachter auf einen möglichen Fledermausbesatz und Vorkommen gebäudebrütender 
Vogelarten kontrolliert wurden und die Überprüfung keine Hinweise auf artenschutzrechtliche Konflikte erbracht hat.

Im Rahmen der zukünftigen baulichen Entwicklung sind ferner vorsorglich die Hinweise zur Vermeidung von 
Vogelkollisionen an Glasfassaden zu beachten: 
Für die gesamte Artengruppe der Vögel kann bei Realisierung großflächiger Glasfronten ein allgemein erhöhtes 
Kollisionsrisiko verbunden mit einer erhöhten Verletzungs- und Tötungsgefährdung eintreten. Zur Vermeidung 
dieser zum derzeitigen Planungsstand nicht sicher zu bemessenen anlagebedingten Risiken, sind vorsorglich 
entsprechende Schutzmaßnahmen bei der möglichen Anlage großer Glasfronten zu berücksichtigen. 
Transparente oder spiegelnde Bauteile der Gebäude sind durch Markierungen und Muster so zu gestalten, 
dass die Wandteile für Vögel als Hindernis zu erkennen sind.

Alle bauvorbereitenden Maßnahmen wie z.B. die Fällung von Bäumen, das Abschieben von Oberboden etc. 
müssen zum Schutz der Brutvögel außerhalb der Hauptbrutzeit (15. März bis 31. Juli) durchgeführt werden. 
Darüber hinaus sind laut BNatSchG im Zeitraum vom 01. März bis zum 30. September Baumfällungen und 
Gehölzschnitt nur in Ausnahmefällen zulässig. Bei zwingender Abweichung vom Verbot muss im Vorfeld eine 
Kontrolle der betroffenen Gehölzbestände durch einen Experten erfolgen, um das Auslösen von 
artenschutzrechtlichen Verbotstatbeständen nach § 44 (1) BNatSchG sicher auszuschließen.

Im Zuge der Bauausführung ist etwaigen Hinweisen auf vorkommende Tier- und Pflanzenarten nachzugehen und in 
diesem Fall unverzüglich die Untere Naturschutzbehörde zu informieren und zu beteiligen.

Altlasten
Im Altlastenkataster des Kreises Soest sind keine Altlast- bzw. Altlastverdachtsflächen innerhalb des 
Plangebietes verzeichnet. Sollten bei Erdarbeiten jedoch Abfallablagerungen oder Bodenverunreinigungen 
festgestellt werden, ist die Abteilung Abfallwirtschaft/Bodenschutz des Kreises Soest umgehend zu 
benachrichtigen. Die vorgefundenen Abfälle  bzw. verunreinigter Boden sind bis zur Klärung des weiteren 
Vorgehens gesichert zu lagern.

Kampfmittel
Gemäß Luftbildauswertung durch die Bezirksregierung Arnsberg wurde auf einer Teilfläche des Plangebietes ein 
Bereich, hier im Bereich künftig zu bebauender Flächen, festgestellt, der seitens der Fachbehörde als 
Bombardierungsfläche bewertet wird. Da Blindgänger auf den entsprechenden Flächen nicht ausgeschlossen 
werden können, ist im Vorfeld von geplanten Erdarbeiten und unter Anwendung der Anlage 1 TVV (Technische 
Verwaltungsvorschrift für die Kampfmittelbeseitigung im Land NRW) eine Sondierung der betroffenen Flächen 
durch den Kampfmittelräumdienst der Bezirksregierung Arnsberg durchführen zu lassen. Zur Vorbereitung davon ist 
die Abteilung Bürger- und Ordnungsangelegenheiten (02921/ 103 - 2110 oder 02921/ 103 – 2131) zu kontaktieren. 

Das Vorhaben liegt größtenteils in einem Gebiet mit Kampfmittelbelastung aus dem 2. Weltkrieg. Die 
Luftbildauswertung der Bezirksregierung Arnsberg schreibt für die kampmittelbelasteten Bereiche 
Flächenüberprüfungen durch den Kampfmittelbeseitigungsdienst Westfalen-Lippe (KBD-WL) vor. Die 
Luftbildauswertung der Bezirksregierung Arnsberg schreibt für diese Bereiche das Absuchen der Bauflächen und, 
sofern vorgesehen, im Anschluss das Absuchen der Baugrube durch den Kampfmittelräumdienst Westfalen-Lippe 
(KBD-WL) vor. Gleiches gilt im Falle von Verbauen, (Erdwärme-) Bohrungen oder ähnlichen Bodeneingriffen. 

Bis heute sind noch lange nicht alle Luftbilder der alliierten Streitkräfte freigegeben und ausgewertet worden. 
Diese Luftbilder spiegeln daher nur eine Momentaufnahme wieder, d.h. es ist nicht auszuschließen, dass weitere 
Kampfmittel vorhanden sein können, die bisher aufgrund von Bildfehlern, ungenügender zeitlicher 
Abdeckung oder ungenügender Sichtbarkeit nicht erkennbar sind. Kampfmittel aus dem 2. Weltkrieg, 
insbesondere Bombenblindgänger, haben bis heute nicht an Gefährlichkeit verloren, somit sollte immer mit 
äußerster Vorsicht vorgegangen werden. 

Es wird darauf hingewiesen, dass trotz fachgerechter Kampfmitteluntersuchung bzw. -bearbeitung nicht 
auszuschließen ist, dass sich auf einer überprüften Fläche weiterhin Kampfmittel befinden. Ist bei den 
Vorbereitungen (z. B. Abschieben der Baufläche bis auf den gewachsenen Boden) bzw. der Durchführung des 
Bauvorhabens der Erdaushub außergewöhnlich verfärbt oder werden verdächtige Gegenstände beobachtet, sind 
die Arbeiten sofort einzustellen. 

Mögliche Kampfmittel sollten in keinem Fall bewegt werden. Im Verdachtsfall ist der Gefahrenbereich großflächig 
abzusperren und die Abteilung Ordnungsangelegenheiten der Stadt Soest unverzüglich zu informieren, damit der 
Kampfmittelräumdienst benachrichtigt werden kann. Die entsprechenden Meldungen sind unter der Rufnummer
02921/103-2131 oder unter 02921/103-2110 zu veranlassen. Außerhalb der Dienstzeiten informieren Sie bitte die 
Polizei unter der Rufnummer 110. 

Bodendenkmalpflege
Auf der Fläche sind z.Z. keine archäologische Fundstellen bekannt. Im Falle eines tieferen Bodeneingriffes 
(40-50 cm unter GOK) soll der Stadtarchäologie der Termin des Baubeginns rechtzeitig mitgeteilt werden, damit 
das Vorhaben ggf. archäologisch betreut werden kann. Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- 
und/oder naturgeschichtliche Bodenfunde, d.h. Mauern, alte Gräben, Einzelfunde aber auch Veränderungen 
und Verfärbungen der natürlichen Bodenbeschaffenheit, Höhlen und Spalten, aber auch Zeugnisse tierischen 
und/oder pflanzlichen Lebens aus Erdgeschichtlicher Zeit) entdeckt werden. Die Entdeckung von 
Bodendenkmälern ist der Stadtarchäologie Soest (Tel.: 02921 - 103 1250), der Unteren Denkmalbehörde (Tel.: 
02921 - 103 3411) und/oder der LWL- Archäologie für Westfalen, Außenstelle Olpe (Tel.: 02761 - 93750), 
unverzüglich anzuzeigen. 

Das entdeckte Bodendenkmal und die Entdeckungsstätte sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der Anzeige 
unverändert zu belassen, wenn nicht die Obere Denkmalbehörde die Entdeckungsstätte vorher freigibt oder die 
Fortsetzung der Arbeiten gestattet. Die Obere Denkmalbehörde kann die Frist verlängern wenn die sachgerechte 
Untersuchung oder die Bergung des Bodendenkmals dies erfordern und dies für die Betroffenen zumutbar ist (§ 16 
Abs. 2 Denkmalschutzgesetz NRW). Gegenüber der Eigentümerin oder dem Eigentümer sowie den sonstigen 
Nutzungsberechtigten eines Grundstücks auf dem Bodendenkmäler entdeckt werden, kann angeordnet werden, 
dass die notwendigen Maßnahmen zur sachgemäßen Bergung des Bodendenkmals sowie zur Klärung der 
Fundumstände und zur Sicherung weiterer auf dem Grundstück vorhandener Bodendenkmäler zu dulden sind (§ 
16 Abs. 4 Denkmalschutzgesetz NRW). 

Baumschutzsatzung
Die Baumschutzsatzung der Stadt Soest ist zu beachten.

Starkregen
Zum Schutz vor Überflutungen als Folge von Starkregenereignissen wird die Ausführung der OKFE (= Oberkante 
des Fußbodens im Erdgeschoss) in einer Höhe von mind. 30 cm über den in der Planzeichnung gekennzeichneten 
Höhen in Meter über Normalhöhennull (NHN) empfohlen. Öffnungen in der Fassade sollten nicht unterhalb der 
empfohlenen OKFE liegen. Einer Unterschreitung der empfohlenen Höhen kann zugestimmt werden, soweit 
der Eigentümer den Überflutungsschutz durch geeignete Maßnahmen gewährleistet. 

Einsichtnahme von Gesetzen, DIN-Normen, technischen Regelwerken, Richtlinien und Gutachten
Die der Planung zugrundeliegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse, DIN-Vorschriften, 
technische Regelwerke sowie Richtlinien aller Art) und Gutachten können während der Dienststunden bei der 
Stadt Soest, Fachbereich Stadtentwicklung und Umwelt, Windmühlenweg 21, 59494 Soest, eingesehen werden.

Bei Denkmälern / Bodendenkmälern
Gemäß § 41 Denkmalschutzgesetz handelt ordnungswidrig, wer vorsätzlich oder fahrlässig die Anzeige eines 
Bodendenkmalfundes nicht oder nicht rechtzeitig erstattet und entdeckte Bodendenkmäler oder 
Entdeckungsstätten nicht nach § 16 (1) Denkmalschutzgesetz unverändert lässt. Ordnungswidrigkeiten können 
mit Geldbußen bis zu 500.000,-- Euro geahndet werden.

Bei geschützten Bäumen nach Soester Baumschutzsatzung im Plangebiet 
Gemäß § 77 (1) Nr. 10 des Gesetzes zum Schutz der Natur in Nordrhein-Westfalen 
(Landesnaturschutzgesetz – LNatSchG NRW) in Verbindung mit § 12 (1) Baumschutzsatzung (BSS) der 
Stadt Soest handelt ordnungswidrig, wer vorsätzlich oder fahrlässig:
a) geschützte Bäume entgegen den Verboten des § 4 BSS und ohne Ausnahmegenehmigung oder 
Erteilung einer Befreiung nach § 6 BSS entfernt, zerstört, schädigt oder ihren Aufbau wesentlich verändert,
b) der Anzeigepflicht des § 4(2) Satz 2 BSS nicht nachkommt,
c) Anordnungen zur Pflege zur Erhaltung oder zur sonstigen Sicherung gefährdeter geschützter Bäume gem. § 
5(1) oder 2 BSS nicht Folge leistet,
d) Nebenbestimmungen zu einer Ausnahmegenehmigung oder Erteilung einer Befreiung nach § 6 BSS nicht erfüllt,
e) seinen Verpflichtungen nach §§ 7 oder 9 BSS nicht nachkommt,
f) entgegen § 8(1) oder (3) BSS geschützte Bäume nicht in den Lageplan einträgt oder
g) § 8(2) Satz 1 BSS zuwiderhandelt.

Gemäß § 78 (1) LNatSchG NRW in Verbindung mit § 12 (2) BSS der Stadt Soest können 
Ordnungswidrigkeiten mit einer Geldbuße bis zu 50.000,-- Euro geahndet werden, soweit die Zuwiderhandlung 
nicht nach anderen Rechtsvorschriften mit Strafe bedroht ist.

Festsetzungen, Zeichenerklärungen, Hinweise

Art der baulichen Nutzung gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB

Allgemeine Wohngebiete gem. § 4 BauNVO

Zulässig sind:
1. Wohngebäude,
2. die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften 

sowie nicht störenden Handwerksbetriebe,
3. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.

Ausnahmsweise können zugelassen werden:
1. Betriebe des Beherbergungsgewerbes,
2. sonstige nicht störende Gewerbebetriebe,
3. Anlagen für Verwaltungen,

                          Die gemäß § 4 (3) BauNVO genannten Ausnahmen werden gemäß § 1 (6) BauNVO für 
unzulässig erklärt:

4. Gartenbaubetriebe,
5. Tankstellen.

Sonstiges Sondergebiet »Quartiersgarage« gem. § 11 BauNVO i.V.m § 12 Abs. 6 BauNVO

Maß der baulichen Nutzung gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB .V.m. §§ 16 bis 20 BauNVO

Zahl der Vollgeschosse als Höchstgrenze

Grundflächenzahl

maximale Gebäudehöhe in Meter über Normalhöhennull (NHN)

Bauweise gem. § 9 (1) Nr. 2 BauGB i.V. m. § 22 BauNVO

nur Einzelhäuser zulässig

abweichende Bauweise gem. § 22 BauNVO

Bei der abweichenden Bauweise werden die Gebäude mit seitlichem Grenzabstand 
errichtet. Die Länge der Gebäude darf mehr als 50 m betragen. 

überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen gem. § 9 (1) Nr. 2 BauGB und  §§ 22 und 23 
BauNVO

Stellplätze und deren Zufahrten sowie Nebenanlagen gem. § 9 (1) Nr. 4 und Nr. 25a BauGB i.V.m. §§ 12 
und 14 BauNVO

Verkehrsflächen gem. § 9 (1) Nr. 11 BauGB

Verkehrsfläche mit besonderer Zweckbestimmung

öffentlich

privat

hier: Zweckbestimmung verkehrsberuhigter Bereich

hier: Zweckbestimmung Fuß- und Radweg

hier: Zweckbestimmung Fußweg

hier: Zweckbestimmung Platz

Straßenbegrenzungslinie

Bereiche ohne Ein- und Ausfahrt

Ein- und Ausfahrtsbereich

Flächen für  Versorgungsanlagen gem. § 9 (1) Nr. 12 BauGB

Fläche für Versorgungsanlagen

Standort für technische Anlagen

Grünfläche gem. § 9 (1) Nr. 15 BauGB

 Grünfläche, öffentlich

 Grünfläche, privat

 hier: Zweckbestimmung Parkanlage

Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft gem.           
§ 9 (1) Nr. 20

Geh- und Leitungsrecht gem. § 9 (1) Nr. 21 BauGB

Bauliche Maßnahmen für den Einsatz erneuerbarer Energien gem. § 9 Abs. 1 Nr. 23 b BauGB

Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen gemäß Bundes- 
Immissionsschutzgesetz gem. § 9 (1) Nr. 24 BauGB 
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         Gestaltungsvorschriften gem. § 89 BauO NW i.V.m. § 9 (4) BauGB und gem. § 89 BauO NW i.V.m. § 8 (1)            
.........BauO NRW 

Hinweise

Bußgeldandrohungen

Rechtsgrundlagen
1. Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 

3634), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394) geändert 
worden ist.

2. Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 
(BGBl. I S. 3786), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) 
geändert worden ist.

3. Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) geändert worden ist.

4. Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen – Landesbauordnung 2018 – (BauO NRW 
2018) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Juli 2018 (GV. NRW. S. 421), das zuletzt  
durch Gesetz vom 31. Oktober 2023 (GV. NRW. S. 1172) geändert worden ist.

5. Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), das zuletzt  durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
5. Juli 2024 (GV. NRW. S. 444) geändert worden ist.

6. Denkmalschutzgesetz (DSchG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 01. Juni 2022.  

7. Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung von kommunalem Ortsrecht –
Bekanntmachungsverordnung  (BekanntmVO) – vom 26.08.1999 (GV. NRW. S. 516) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.05.2003 (GV. NRW. S. 255), das zuletzt durch die 
Verordnung vom 05.November 2015 (GV. NRW. S. 741) geändert worden ist.

8. Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Artikel 
48 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 323) geändert worden ist.

9. Baumschutzsatzung (BSS) der Stadt Soest vom 19.07.2019 in der Fassung der 
 Bekanntmachung vom 05.09.2019
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Feuerwehrzufahrten

überfahrbare Flächen 
für die Feuerwehr 
(z.B Rasengittersteine)

Stellplatz für Carsharing

Stellplatz für Lastenrad

vorgeschlagene Wege-
führung für Fußgänger

Straßenname

Flurgrenze

Flurstück mit Grenzpunkt

Flurstücksnummer

Vorhandene Hauptgebäude

Vorhandene Nebengebäude

Sonstige Darstellungen (keine Festsetzungen)
vorhandene Bebauung, Abriss bei Umsetzung

mögliche Stellplätze

Höhenpunkte mit Höhenangaben

Böschungen

Bestandsbäume 
(außerhalb des Geltungsbereiches)

zu fällender Baumbestand

Maßkette

geplante Höhe in Meter über Normalhöhennull 
(NHN)

Verbindungsklammer (Art d. baulichen Nutzung)

Gebäudeumrisse Neuplanung

Umrisse Nicht-Vollgeschosse (Staffelgeschoss)

1

62 db (A)

63 db (A)

62 db (A)

FD

A

≥ 45 db(A)

Platz

102,1
x

Flächen für das Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen gem. § 9 (1) Nr. 
25 a) BauGB

Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches gem. § 9 (7) BauGB

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen z.B. von Baugebieten oder Abgrenzungen des Maßes 
der Nutzung innerhalb eines Baugebietes (z.B. § 1 Abs. 4 § 16 Abs. 5 BauNVO)

Das festgesetzte Sonstige Sondergebiet mit der Zweckbestimmung »Quartiersgarage« dient 
der Errichtung eines Parkdecks zum Abstellen von Kraftfahrzeugen.

Allgemein zulässig sind alle mit der Zweckbestimmung wesensmäßig verbundenen baulichen 
und sonstigen Anlagen.

Gemäß § 12 Abs. 6 BauNVO sind Stellplätze auf der obersten Geschossdecke unzulässig.

Der Bezugspunkt für die Höhe baulicher Anlagen wird entsprechend den Maßen in der 
Planzeichnung als absolute Höhe über Normalhöhennull (NHN) als Höchstmaß festgesetzt. 

Als Gebäudehöhe wird die Oberkante der Attika bzw. die Oberkante der über die Dachfläche 
hinausragende Außenwand bestimmt.

Aufgeständerte Photovoltaikanlagen und Sonnenkollektoren, Wärmepumpen sowie 
untergeordnete Bauteile (z.B. Schornsteine, Antennen, Aufszugsüberfahrten) sind bis zu einer 
Höhe von maximal 2,0 m auf den Dachflächen allgemein zulässig und werden nicht auf die 
zulässige Gebäudehöhe angerechnet.  

Aufgeständerte Photovoltaikanlagen und Sonnenkollektoren, Wärmepumpen sowie 
untergeordnete Bauteile (z. B. Schornsteine, Antennen, Aufzugüberfahrten) sind in min. 1,5 m 
Abstand von der jeweiligen Dachkante des Gebäudes zurücksetzen. Ausnahmsweise kann 
unter Zustimmung der Stadt Soest von dieser Festsetzung abgewichen werden.

Überbaubare Grundstücksflächen gem. § 9 (1) Nr. 2 BauGB

Das sind die durch Baugrenzen bestimmten Flächen des Baugebietes, auf denen bauliche 
Anlagen errichtet werden dürfen. 

Baugrenzen gem. § 23 (3) BauNVO) 

Gebäude und Gebäudeteile dürfen diese Linie nicht überschreiten.

nicht überbaubare Grundstücksflächen gem. § 9 (1) Nr. 2 BauGB 

Umgrenzung von Flächen für Stellplätze und deren Zufahrten

Fläche für Stellplatzanlagen

Stellplätze für die allgemeinen Wohngebiete sind nur auf den festgesetzten Flächen sowie 
innerhalb des sonstigen Sondergebietes »Quartiersgarage« zulässig. Davon ausgenommen 
sind Fahrrad- und Lastenradstellplätze.

Müllbehälterstellplätze

Die mit »MS« festgesetzten Flächen für Müllbehälterstandorte für die allgemeinen 
Wohngebiete sind als Abstellflächen für  Mülltonnen anzulegen und durch standortgerechte 
Hecken mit einer Mindesthöhe von 1,5 m dauerhaft einzugrünen. Eine Überdachung der 
Müllbehälterstellplätze ist zulässig. 

Gestaltung von privaten Stellplätzen
Neu anzulegende private Stellplätze sind mit wasserdurchlässigen Materialien (Abflussbeiwert 
C ≤ 0,5) wie z.B. einer wassergebundenen Decke, Auffüllungen aus Ziersteinen, 
versickerungsfähigem Pflaster und Rasengittersteinen auszuführen. Die Pflasterung ist 
lediglich unter Verwendung heller Materialien (Hellbezugswert ≥ 50) zulässig.    
  

Mit Geh- und Leitungsrechten (GL) zu belastende Flächen

Die zeichnerisch festgesetzte und mit »GL« gekennzeichnete Fläche ist mit einem Geh- und 
Leitungsrecht zu Gunsten der Stadtentwässerung Soest AöR, Stadtwerke und der Stadt Soest 
zu belasten.
      

Die nutzbaren Dachflächen der Hauptgebäude innerhalb der überbaubaren Grundstücks- 
flächen sind zu mindestens 70% mit aufgeständerten Photovoltaikmodulen zur Nutzung der 
einfallenden solaren Strahlungsenergie auszustatten.      

Lärmschutzwand

Abgrenzung und Vorgaben zur Ausführung der Schallschutzwand

In den zeichnerisch festgesetzten Flächen sind aktive Schallschutzmaßnahmen in Form der 
Errichtung einer Schallschutzwand umzusetzen. In der mit »A« gekennzeichneten Fläche ist 
auf gesamter Länge eine Schallschutzwand mit einer Mindesthöhe von 107,33 m ü. NHN und 
einer Maximalhöhe von 108,33 m ü. NHN vorzusehen. In der mit »B« gekennzeichneten 
Fläche ist auf gesamter Länge eine Schallschutzwand mit einer Mindesthöhe von 106,25 m ü. 
NHN und einer Maximalhöhe von 107,25 m ü. NHN vorzusehen. 

Die Konstruktion der Schallschutzwand muss eine flächenbezogene Masse m‘ von 
mindestens 10 kg/m² bzw. ein bewertetes Schalldämmmaß R'w von mindestens 24 dB 
aufweisen. Die Konstruktion ist mit einer geschlossenen Oberfläche ohne Spalten oder Fugen 
sowie mit schalltechnisch dichten Anschlüssen zwischen den Wandelementen und dem Boden 
sowie zwischen den Wandelementen untereinander herzustellen. Hinsichtlich der 
Schallabsorptionseigenschaften der Wandflächen sind keine besonderen Anforderungen zu 
stellen.

Nicht öffenbare Fenster

Gebäudefronten, mit Ausschluss von öffenbaren Fenstern und Türen für schutzbedürftige 
Räume

An Gebäudefronten, die an den mit grauer Begleitlinie (______) gekennzeichneten 
Baugrenzen stehen, parallel oder in einem Winkel bis 90 Grad zu diesen stehen und dem 
angrenzenden Gewerbe (Flurstück 582) zugewandt sind, sind bei Errichtung, Änderung und 
Nutzungsänderung von Gebäuden der Einbau von öffenbaren Fenstern und Türen für 
schutzbedürftige Räume gemäß DIN 4109 nicht zulässig. Es können Ausnahmen von der 
getroffenen Festsetzung zugelassen werden, soweit in einem schalltechnischen Gutachten 
nachgewiesen und behördlich festgestellt wird, dass durch andere geeignete Maßnahmen die 
Anforderungen der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm) vom 26.08.1998 
(GMBl.503) eingehalten werden. 

Anforderungen an den baulichen Schallschutz von Außenbauteilen schutzwürdiger Gebäude

Außenlärmpegel

Abgrenzung unterschiedlicher Außenlärmpegel

Innerhalb der im Bebauungsplan durch Abgrenzung festgesetzten maßgeblichen 
Außenlärmpegel müssen bei Errichtung, Erweiterung, Änderung oder Nutzungsänderung von 
Gebäuden, in denen nicht nur zum vorübergehenden Aufenthalt von Menschen vorgesehenen 
Räumen - Aufenthaltsräume im Sinne des § 46 BauO NRW – nach DIN 4109-1:2018-01 
Anforderungen an die Schalldämmung der Außenbauteile (Wandteile, Fenster, Lüftungen, 
Dächer etc.) erfüllt werden. Die gesamten bewerteten Bau-Schalldämm-Maße R'w,ges der 
Außenbauteile von schutzbedürftigen Räumen sind unter Berücksichtigung der 
unterschiedlichen Raumarten nach DIN 4109-1:2018-01 zu bestimmen.

Abweichungen von dieser Festsetzung sind im Einzelfall im Rahmen des jeweiligen 
Baugenehmigungsverfahrens mit entsprechendem Nachweis durch einen Sachverständigen 
zulässig, wenn aus dem konkret vor den einzelnen Fassaden oder Fassadenabschnitten 
bestimmten maßgeblichen Außenlärmpegel nach DIN 4109-2:2018-01 die schalltechnischen 
Anforderungen an die Außenbauteile unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Raumarten 
nach DIN 4109-1:2018-01, ermittelt und umgesetzt werden.

Die maßgeblichen Außenlärmpegel La sind in der Planurkunde dargestellt.

Schallschutz für Schlafräume oder für zum Schlaf geeignete Räume

Beurteilungspegel nachts über 45 dB (A) nach DIN 4109-1/18

Für Schlafräume oder für zum Schlaf geeignete Räume sind bei einem Beurteilungspegel 
nachts über 45 dB(A) nach DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau“ schallgedämpfte 
Lüftungseinrichtungen erforderlich. Die hiervon betroffenen Bereiche des Plangebiets sind in 
der Planzeichnung gekennzeichnet. Die akustischen Eigenschaften der Lüftungseinrichtungen 
sind bei der Ermittlung der gesamten bewerteten Bau-Schalldämm-Maße von R'w,ges zu 
berücksichtigen.

Abweichungen von dieser Festsetzung sind im Einzelfall im Rahmen des jeweiligen 
Baugenehmigungsverfahrens mit entsprechendem Nachweis durch einen Sachverständigen 
über die Einhaltung eines Beurteilungspegels ≤ 45 dB(A) nachts zulässig.  

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen gem. § 9 (1) Nr. 25a)

Innerhalb der Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
mit der Kennzeichnung »P1«  sind mindestens 20 standortgerechte bzw. stadtklimafeste 
mittel- bis hochstämmige Laubbäume und innerhalb der Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen mit der Kennzeichnung »P2« sind mindestens drei 
standortgerechte bzw. stadtklimafeste mittel- bis hochstämmige Laubbäume mindestens 
vierjährig verschult und mit einem Stammumfang in einem Meter Höhe von mindestens 20 cm, 
innerhalb der 1. Pflanzperiode nach Bauabnahme der Stadt gemäß Pflanzliste A und 
Erschließungsvertrag anzupflanzen. 

Innerhalb des allgemeinen Wohngebietes WA 3 ist je 500 m² Grundstücksgröße ein 
standortgerechter bzw. stadtklimafester mittel- bis hochstämmiger Laubbaum mindestens 
vierjährig verschult und mit einem Stammumfang in einem Meter Höhe von mindestens 20 cm, 
innerhalb der 1. Pflanzperiode nach Bauabnahme der Stadt gemäß Pflanzliste A und je 
Grundstück anzupflanzen.  

Die Bäume sind fachgerecht zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Abgängige Bäume sind in 
der nächsten Pflanzperiode durch gleichwertige Neuanpflanzungen zu ersetzen.

Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen gem. § 9 (1) Nr. 25a)

Begrünung von Straßenräumen
In den zeichnerisch festgesetzten öffentlichen Verkehrsflächen mit der besonderen 
Zweckbestimmung »Platz« und »verkehrsberuhigter Bereich« sowie innerhalb der 
allgemeinen Wohngebiete WA 1, WA 2, WA 3,  dem sonstigen Sondergebiet SO und der 
öffentlichen Grünfläche mit Kennzeichnung »P2«  sind gemäß Planzeichnung 
standortgerechte bzw. stadtklimafeste mittel- bis hochstämmige Laubbäume mindestens 
vierjährig verschult und mit einem Stammumfang in einem Meter Höhe von mindestens 20 cm, 
innerhalb der 1. Pflanzperiode nach Bauabnahme der Stadt und gemäß Erschließungsvertrag 
anzupflanzen. 

Die Anpflanzung der Bäume innerhalb der zeichnerisch festgesetzten Verkehrsfläche mit der 
besonderen Zweckbestimmung »Platz« hat gemäß Pflanzliste A zu erfolgen. Die Anpflanzung 
der Bäume innerhalb der zeichnerisch festgesetzten Verkehrsfläche mit der besonderen 
Zweckbestimmung »verkehrsberuhigter Bereich« hat gemäß Pflanzliste  B zu erfolgen. Die 
zeichnerisch festgesetzten anzupflanzenden Bäume innerhalb der allgemeinen Wohngebiete 
WA 2, WA 3 und dem sonstigen Sondergebiet SO hat gemäß Pflanzliste C zu erfolgen. 

Von der in der Planzeichnung festgesetzten Lage darf im Rahmen der Ausführung in einem 
Umfang von 2,0 Metern abgewichen werden. Die offene oder mit einem dauerhaften luft- und 
wasserdurchlässigen Belag versehene Fläche um den Stamm muss innerhalb der Planstraße 
A mindestens 12,5 m² und innerhalb der Planstraße B mindestens 6 m² betragen. Pro Baum 
ist ein durchwurzelbarer Raum von mindestens 12m³ mit Baumsubstrat herzustellen. Des 
Weiteren ist ein vorsorglicher Schutz vor Überfahrschäden und vor Stammschäden 
vorzusehen. 

Die Bäume sind fachgerecht zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Abgängige Bäume sind in 
der nächsten Pflanzperiode durch gleichwertige Neuanpflanzungen zu ersetzen.

Begrünung von Stellplatzanlagen
In den zeichnerisch festgesetzten Flächen »ST 1« ist für jeweils 5 Stellplätze ein 
standortgerechter bzw. stadtklimafester Hochstamm, mind. 4x verschult und min. 20 cm 
Stammumfang gemäß Pflanzliste B vorzusehen. Die Bäume sind auf dem Parkplatz innerhalb 
der 1. Pflanzperiode fachgerecht anzupflanzen, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang zu 
ersetzen. Die offene oder mit einem dauerhaft luft- und wasserdurchlässigen Belag versehene 
Fläche um den Stamm muss mindestens 12,5 m² betragen. Pro Baum ist ein 
durchwurzelbarer Raum von mindestens 12m³ mit Baumsubstrat herzustellen. Des Weiteren 
ist ein vorsorglicher Schutz vor Überfahrschäden und vor Stammschäden vorzusehen.

Dachbegrünung
Flachdächer und Nebenanlagen mit einer Neigung von bis zu 15 Grad sind extensiv mit einer 
Substratschicht von min. 7 cm zu begrünen und so zu pflegen, dass eine dauerhaft 
geschlossene Vegetation gewährleistet ist. 

Um eine flächige, extensive Dachbegrünung zu ermöglichen, ist die Photovoltaik-Anlage 
innerhalb der Dachbegrünungsfläche aufzuständern und unterhalb der Photovoltaik-Elemente 
zu begrünen.

Dachform und Dachneigung

Flachdach

Innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes sind ausschließlich Flachdächer mit 
einer maximalen Dachneigung von 15 Grad zulässig.

Vorgartenbereiche
Die als »Vorgarten« gekennzeichneten Bereiche sind vollständig zu begrünen bzw. gärtnerisch 
auszugestalten (gemäß Freiraumkonzept). Von der Festsetzung kann zugunsten von 
notwendigen Wegen für den Hauszugang sowie für Fahrrad-, und Lastenradstellplätzen 
abgewichen werden. Soweit die Flächen befestigt werden, muss dies mit wasserdurchlässigen 
Materialien, wie z.B. einer wassergebundenen Decke, versickerungsfähigem Pflaster, 
Rasengittersteinen oder Schotterrasen ausgeführt werden. Die Pflasterung bei Wegen und 
sonstigen Oberflächen ist lediglich unter Verwendung heller Materialien (Hellbezugswert ≥ 50) 
zulässig. 

Als nicht begrünt im Sinne dieser Festsetzung gelten insbesondere solche Flächen, die als 
Steingärten, bzw. flächige Aufschüttungen oder Auffüllungen mit Sand, Split, Kies, Steinen 
oder vergleichbaren, nicht organischen Materialien ausgefüllt werden. Nicht zulässig sind 
demnach Steingärten, Steinbeete sowie Vergleichbares. Die Anschüttung mit Erde und 
Mutterboden ist zulässig.

Einfriedungen
Als Einfriedungen entlang der Grundstücksgrenzen zu den öffentlichen Verkehrsflächen sowie 
öffentlichen Grünflächen sind, auch abschnittsweise, nur Hecken aus standortgerechten 
Gehölzen zulässig. Hinter den Hecken dürfen zur Abschirmung des rückwärtigen 
Gartenbereichs Zäune, Mauern sowie Gabionen mit einer Höhe von maximal 2,0 m und mit 
einem Mindestabstand zu den Grundstücksgrenzen von mindestens 0,5 m errichtet werden. 
Die Vorpflanzung einer Hecke in derselben Höhe ist verpflichtend.

Anlage - Pflanzliste

Liste A - Bäume für Grünflächenanlagen

Acer campestre ´Elsrijk´ Feld-Ahorn 'Elsrijk'
Acer Platanoides ´Olmsted´ Spitz-Ahorn ´Olmsted´
Alnus spaethii Purpur-Erle
Carpinus betulus ´Fastigiata´ Pyramiden-Hainbuche
Fraxinus ornus ´Rotterdam´ Blumenesche ´Rotterdamm´
Liquidamber styraciflua Amberbaum
Liquidamber styraciflua ´Paari´ Säulen-Amberbaum
Malus tschonoski Wollapfel
Ostrya carpinofolia Europäische Hopfenbuche
Prunus padus ´Schloß Tiefurf´ Traubenkirsche ´Schloß Tiefurf´
Quercus cerris Zerreiche
Quercus petraea Traubeneiche
Sorbus aria ´Magnifica´ Mehlbeere
Sorbus aria ´Brouwers´ Schmalkronige Mehlbeere ´Brouwers´
Tilia cordata ´Rancho´ Winterlinde ´Rancho´

Liste B - Bäume für gemeinschaftliche Stellplatzanlagen
und den Straßenraum

Fraxinus excelsior ´Globosa´ Kugel-Esche
Liquidamber styraciflua ´Paari´ Säulen-Amberbaum
QuroF Quercus robur ´fastigiata´ Säuleneiche
Sorbus aria ´Brouwers´ Schmalkronige Mehlbeere ´Brouwers´
Amelnchier lamarckii Felsenbirne

Liste C – Bäume entlang der Clevische Straße

Acer platanoides´Columnare´ Spitz-Ahorn 'Columnare' 
Carpinus betulus ´Fastigiata´ Pyramiden-Hainbuche
Tilia cordata ´Rancho´ Winterlinde ´Rancho´
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Geometrische Eindeutigkeit
Die Planunterlage, Stand 11.09.2024 entspricht den 
Anforderungen des § 1 der Planzeichenverordnung.

Die Festlegung der städtebaulichen Planung ist geometrisch 
eindeutig.

Soest, den 16.07.2025 gez. Schwefer

Öffentl. best. Verm.-Ing.

Aufstellung
Gem. § 2 (1) BauGB ist die Aufstellung dieses 
Bebauungsplanes durch den Stadtentwicklungsausschuss 
der Stadt Soest am 15.11.2022 beschlossen worden.

Der Aufstellungsbeschluss ist am 06.01.2024 ortsüblich 
bekannt gemacht worden.

Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren nach 
§ 13a BauGB aufgestellt.

Die frühzeitige Beteiligung dieses Bebauungsplanes ist durch 
den Stadtentwicklungsausschuss der Stadt Soest am 
23.11.2023 beschlossen worden.

Gem. § 3 (1) BauGB fand die frühzeitige Beteiligung der 
Öffentlichkeit – Unterrichtung und Erörterung – in Form eines 
öffentlichen Aushangs in der Zeit vom 08.01.2024 bis 
einschließlich 26.01.2024 statt. Eine Informationsveranstaltung 
für die Bürger fand am 17.01.2024 statt.

Ort und Zeit der frühzeitigen Beteiligung sind am 06.01.2024 
ortsüblich bekannt gemacht worden.

Frühzeitige Beteiligung

Soest, den 16.07.2025 gez. Ruthemeyer

Der Bürgermeister

Soest, den 16.07.2025 gez. Ruthemeyer

Der Bürgermeister

Öffentliche Auslegung
Die öffentliche Auslegung dieses Bebauungsplanes ist durch 
den Stadtentwicklungsausschuss der Stadt Soest am 
20.06.2024 beschlossen worden.

Ort und Zeit der öffentlichen Auslegung sind am 29.06.2024 
ortsüblich bekanntgemacht worden.

Gem. § 13a (2) Nr. 1 BauGB i.V.m. § 13 (2) Nr. 2 und § 3 (2) 
BauGB hat dieser Bebauungsplan mit Begründung vom 
01.07.2024 bis einschließlich 09.08.2024 öffentlich 
ausgelegen.

Soest, den 16.07.2025 gez. Ruthemeyer

Der Bürgermeister

Satzungsbeschluss
Gem. § 7 der Gemeindeordnung für das Land NW und §§ 2 
und 10 BauGB hat der Rat der Stadt Soest am 10.07.2025             
diesen Bebauungsplan als Satzung beschlossen.

Soest, den 16.07.2025 gez. Ruthemeyer

Der Bürgermeister

Planausfertigung
Es wird bestätigt, dass dieser Bebauungsplan mit dem 
Ratsbeschluss vom 10.07.2025 übereinstimmt und das 
Verfahren gem. § 2 (1) und (2) Bekanntmachungsverordnung 
NW durchgeführt wurde. 

Hiermit wird dieser Bebauungsplan ausgefertigt.

Soest, den 16.07.2025 gez. Ruthemeyer

Der Bürgermeister

Schlussbekanntmachung/Rechtskraft
Der Satzungsbeschluss ist am 19.07.2025 ortsüblich bekannt 
gemacht worden.

Gem. § 10 (3) BauGB tritt mit der Bekanntmachung dieser 
Bebauungsplan in Kraft.

Dieser Bebauungsplan mit Begründung wird zu jedermanns 
Einsicht während der Dienststunden im Rathaus 
bereitgehalten.

Soest, den 21.07.2025. gez. Ruthemeyer

Der Bürgermeister
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